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Stellungnahme Antrag der Abgeordneten des SSW Uploadfilter verbieten – 

Verträge mit Verwertungsgesellschaften schließen und Alternativantrag der 

Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP  

EU-Urheberrechtsrichtlinie ohne Uploadfilter umsetzen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Der Landesjugendring spricht sich ebenso wie 

der Bundesjugendring gegen die Anwendung von Uploadfiltern aus. 

 

In der Kinder- und Jugendarbeit sammeln Jugendliche häufig ihre ersten Erfahrungen mit der 

Erstellung digitaler Medien. Sie lernen sich auszudrücken und auszuprobieren. Freiräume sind 

dadurch gewährleistet, wenn nicht alles „perfekt“ sein muss. Hinter Uploadfiltern stehen 

Algorithmen zur Bild- und Texterkennung ohne Gespür für die tatsächliche Intention oder den 

Kontext der Erstellung. Uploadfilter mit ihrer schlichten Ja/Nein-Logik würden hier oft eingreifen, 

Jugendliche würden dadurch entmutigt und beim Erwerb digitaler Kompetenzen eingeschränkt 

werden: Ein inhaltlich spannendes Interview könnte z.B. an zufällig im Hintergrund laufender 

Musik am Rande einer Veranstaltung scheitern. Auch die Möglichkeiten Vorbilder nachzuahmen 

oder zu parodieren, würde von Uploadfiltern z.B. schnell unterbunden.  

 

Uploadfilter bedrohen die Meinungsfreiheit und können Kinder und Jugendliche in ihrer 

Entwicklung hemmen. Wir halten daher den Alternativantrag der Fraktionen von CDU, 

Bündnis`90/ Die Grünen und FDP für angemessen und unterstützen ihn. Europaweite Lösungen 

anzustreben, erachten wir für dringend notwendig. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 
Anne-Gesa Busch 

Geschäftsführerin 

Holtenauer Str. 99 

24105 Kiel 

Tel.: 0431 8009840 

Fax: 0431 8009841 

E-Mail: info@ljrsh.de 
Internet: www.ljrsh.de 
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